
vpod ostschweiz
Nr. 1
April 2005
Erscheint  
vierteljährlich

Redaktion:
Sekretariat VPOD
Hintere Poststr. 18
9000 St.Gallen
Tel:  071 / 223 80 43
Fax: 071 / 223 80 65
vpod.ost@bluewin.ch
www.vpod-ostschweiz.ch

Fokus  Regionalinfo der VPOD - Sektion Ostschweizvpod ostschweiz 

AZB 9000 St.Gallen

R
et

ou
re

n:
 V

PO
D

 S
ek

re
ta

ri
at

, H
in

te
re

 P
os

ts
tr

. 1
8,

 9
0

0
0

 S
t.G

al
le

n

April 2005
erscheint 4x jährlich

An dieser Ausgabe haben 
mitgearbeitet: 
- Gerda Göbel-Keller 
- Maria Huber

Gestaltung: www.allerart.ch
Druck: Typotron St.Gallen

Die Rückseite 

Einladung zur GV der 
Sektion St. Gallen 2005
Donnerstag 21. April 
2005, 19 Uhr

vpod            ostschweiz

Keine Chance hatte die 
Verbändekonferenz bei 
der ersten Lesung des 
neuen Personalgeset-
zes. Trotz ausführlicher 
Information der Kan-
tonsräte hatte keines 
der vorgebrachten 
Anliegen eine Chance. 

Die Zurückweisung des Gesetzes an die Experten-
kommission wurde mit einem deutlichen Mehr abge-
schmettert. Andere Anträge aus den Reihen der arbeit-
nehmerfreundlichen Kantonsrätinnen und Kantonsräte 
wurden ebenfalls abgelehnt. Ein einziger Lichtblick: 
Das Dienstaltersgeschenk soll entgegen der Vorlage 
nicht abgeschafft werden. Doch dafür soll das Personal 
Verschlechterungen bei der Mutterschaftsversicherung, 
eine Erhöhung des Pensionsalters und des Arbeitneh-
merbeitrages der Pensionskasse, weniger Ferien für 
Kaderangestellte, Verzicht auf eine Ombudsstelle, um 
hier nur die Wichtigsten zu nennen, hinnehmen. 
Die Verbändekonferenz wurde mit fadenscheinigen Be-
gründungen von der Mitwirkung des Personalgesetzes 
ausgeschlossen. Die Regierung gibt dafür die Schuld 
der Verbändekonferenz, die sie als destruktiv und nicht 
kompromissbereit einstuft. Verschiedene Versuche Sei-
tens der Verbändekonferenz, das Blatt zu wenden, sind 
an der Sturheit der Regierung gescheitert. 
Die Verhandlungsdelegation darf nun grosszügigerwei-
se in der zweiten Runde an den Verordnungen mitarbei-
ten. Die Hoffnung hier noch etwas bewirken zu können 
ist jedoch klein. Mit dem vorliegenden Gesetz sind die 
wichtigsten Pflöcke bereits eingeschlagen.
Die Verbände und auch der vpod haben beschlossen, 
sich an der Volksdiskussion zu beteiligen, um auf diese 
Weise doch Einfluss auf das Gesetz zu nehmen. Die 
zweite und abschliessende Lesung wird im September 
2005 stattfinden. Wie sich die Verbändekonferenz nach 
dem Kantonsratsentscheid verhalten wird,  hängt davon 
ab, ob wesentliche Punkte im Gesetz noch verbessert 
werden. 
Der vpod würde ein allfälliges Referendum unterstüt-
zen.

Welches Gesundheitswesen brauchen wir ? 
S.2:  Erfahrungsbericht von Prof. D. Himmelstein 

Appenzell AR mit 
neuem Personalgesetz

Termine

Einladung zur: 
Generalversammlung 
der vpod-Sektion 
St.Gallen

Einladung zur: 
Generalversammlung 
der vpod-Sektion 
St.Gallen

Traktanden
1. Begrüssung
2. Wahl der StimmenzählerInnen
3. Protokoll der GV 2004 (liegt auf)
4. Jahresbericht des Präsidenten (S.2)
5. Ehrungen
6. Jahresrechnung 2004
7. Revisorenbericht
8. Wahlen des Präsidiums und der Rechnungsführung
9. Strukturänderung Region Ostschweiz
10.  Allgemeine Umfrage

Anschliessend
Solidaritätsnetz Ostschweiz: Seit dem 1. April 2004 gilt in der ganzen 
Schweiz ein Fürsorgestopp für alle Asyl Suchenden mit einem Nicht 
Eintretens Entscheid (NEE), sie erhalten nur noch Nothilfe. Diese 
Regelung hat sich in vieler Hinsicht als problematisch erwiesen. Zum 
einen sind die Gemeinden damit überfordert, zum andern ist ungelöst, 
was mit den Menschen geschieht, die nicht ausreisen können weil 
sie keine Papiere erhalten, obwohl sie sich darum bemühen. Weitere 
Verschärfungen und die Ausdehnung der Nothilferegelung auf alle 
abgewiesenen Asylbewerber werden derzeit diskutiert.
Besorgt über diese Situation gründeten 32 Personen am 6. November 
2004 das Solidaritätsnetz Ostschweiz. 
Ursula Surber, Mitglied des Organisationskomitees informiert 
über die Arbeit des Soldiaritätsnetzes Ostschweiz.

Jahresbericht der Sektion St. Gallen  
 
Das letzte Jahr war vor allem auf gesamt-
schweizerischer Ebene ein Jahr der Erfolge: 
Der Referendumssieg der Gewerkschaften 
gegen die 11. AHV Revision zeigte die Stärke 
der gewerkschaftlichen Anliegen, die nicht bei 
betrieblichen Fragen aufhören. Zum ersten 
Mal in der Geschichte der AHV ging es nicht 
mehr um die Anpassung an die Bedürfnisse, 
die Parlamentarier hatten einen reinen So-
zialabbau beschlossen und dies wurde dank 
dem Aufbegehren der Gewerkschaften im 
Verbund vom Volk abgelehnt. Ebenso erging 
es dem geplanten Abbau des Service public, 
der mit dem vorgelegten Steuerpakt verbun-
den gewesen wäre. Diese Vorlage wurde vom 

Volk abgeschmettert. Schliesslich der dritte grosse Erfolg auf nationaler 
Ebene: Endlich ist die schweizweite Einführung einer Mutterschafts-
versicherung beschlossen. Der Kampf und das Engagement in dieser 
Frage hatte Jahrzehnte in Anspruch genommen. Das sind sicher die drei 
weitreichensten und wesentlichsten Erfolge an deren Zustandekommen 
auch der VPOD mitbeteiligt war. Darauf können wir stolz sein. Und 
ein solcher Erfolg beruht auf vielen Faktoren, auf dem Engagement der 
Mitglieder, der Medienpräsenz der Gewerkschaften und deren Reprä-
sentanten, dem Organisationsstärke, den finanzellen Mitteln um nur ein 
paar wichtige zu nennen. Wichtig ist vor allem dass es Gewerkschaften 
gibt die auch gesellschaftspolitisch denken und solche Kampagnen füh-
ren können. 

Thomas Greusing, 
Präsident
vpod -  ostschweiz

St. Gallen
Neuorganistion der Quadriga 
Der vpod spricht sich für die Abschaffung der Verwal-
tungsräte und eine bessere Vertretung der Arbeitneh-
menden aus.
 
Arbon
Das neue Personalreglement ist in der Vernehmlas-
sung.
 
Erziehungsdepartement St. Gallen
Neue Weisung zur Unterrichtsprache, vpod befürwortet 
die konsequente Verwendung des Hochdeutschen im 
Unterricht. 
 
Neuorganistion der Abklärung und Zuweisung Sonder-
pädagogische Massnahmen. Das Konzept wird vorläu-
fig aufs Eis gelegt und koordiniert mit der Revision des 
Pensenpools.
 
Herisau
Die Musikschulinitative wurde mit 3286 Unterschriften 
am 22. Dezember 2004 eingereicht.
 
Laufende Vernehmlassungen 
SG, Gesetz über die pädagogischen Hochschulen (Fusi-
on PHR unnd PHS)
ICT Unterricht in der Volksschule
 
St. Gallen
Der Rekurs der Mitarbeitenden der Asylzentren Rüthi-
hof und Soldanella ist eingereicht. Das zuständige 
Finanzdepartement hat noch nicht entschieden. Der 
vpod fordert einen Sozialplan mit der Begründung der 
Massenentlassung. 
 

Neues Personal-
gesetz vor dem 
Parlament, eisiger 
Wind für die kant. 
Angestellten!

vpod-ostschweiz 
in Kürze: 

Donnerstag, 21. April 18 Uhr, Delegiertenversammlung der 
Region ostschweiz, die Delegierten erhalten die Einladung per 
Post. Die DV findet vor der GV der Sektion St. Gallen statt. 

Donnerstag, 21. April 19 Uhr GV der Sektion St. Gallen
Ort: Rest. Hintere Post,  Hintere Postsstrasse  18, 9000 St.Gallen
 



Quer durch die Ostschweiz: 
Lohnfortzahlung bei 
Mutterschaft

minimalistisch !? 
Unterschiedliche 
Umsetzung der 
Lohnfortzahlung 
bei Mutterschaft 
durch die Kantone

Das US Gesund-
heitswesen: 
Schrecken ohne 
Ende – und doch 
Vorbild für die 
Schweiz?

Revision der 
Zielvereinbarung 
und neue Massstäbe 
zur Beurteilung 
von Leistung und 
Verhalten.

St.Gallen:
Neues Beurteilungssystem für 
die kantonalen Angestellten.

      

Auf regionaler Ebene können wir auf ein durchzogenes Jahr zurückbli-
cken. Die aktuellen Geschehnisse sind ja im Fokus laufend dokumentiert, 
deshalb möchte ich nur zwei drei aus meiner Sicht wichtige Spots her-
ausgreifen

Aus den Bereichen: Der Juni Titel des Fokus hiess, „Im St.Galler 
Gesundheitwesen herrscht Chaos“. Ein Ende der Quadriga wurde von 
unserer Seite gefordert. Hier ist vieles in Bewegung gekommen. Unsere 
Gewerkschaftskollegin Heidi Hanselmann schaffte den Sprung in die 
Kantonsregierung und steht jetzt dem Gesundheitsdepartement vor. Neue 
Lösungen für die Führung des Spitalverbundes werden eben aufgegleist. 
Sicher hat der seit mehreren Jahren dauernde Kampf  der Berufsverbände 
dazu beigetragen, dass jetzt eine Wende erfolgt, hoffentlich zum Besse-
ren.
Die  Gleichstellungsklage im Gesundheitsbereich des Kantons St. Gallen 
befindet sich in den Mühlen der Justiz. Während des laufenden Verfah-
rens gibt es von unserer Seite keine Berichterstattung. Auf das Urteil 
können wir dennoch gespannt sein. 
Im Sozialbereich mussten verschiedene Asylzentren geschlossen werden. 
Der VPOD verhandelte erfolgreich mit der Stadt St.Gallen. Hier zeigte 
sich, dass auch ein einziges organisiertes Gewerkschaftsmitglied genügt, 
um die Belegschaft zu überzeugen dem VPOD-Regionalsekretariat ein 
Verhandlungsmandat zu erteilen. Es gab Bewegung und bessere Lösun-
gen, auch finanzielle, die zusammen im Dreieck Belegchaft, VPOD, 
Ämter, erarbeitet werden können. 
Insgesamt zeigt sich, dass diese Beratung und Vertretung von ganzen 
Angestelltengruppen gegenüber den Behörden immer wichtiger wird, 
sei es bei den Anpassungen der Gesamtarbeitsverträge wie z.B. in Arbon,  
bei den Musikschullehrkräften oder beim eben erwähnten Beispiel der 
Schliessung der Asylzentren. 
In der Stadt St.Gallen trat unser Kollege und Stadtpräsident Heinz Chris-
ten nach langjähriger erfolgreicher Arbeit von seinem Amt zurück. Die in 
den letzten Jahren angestrebte Verbesserung der Zusammenarbeit der So-
zialpartner wird nun unter der Ägide seines Nachfolgers Franz Hagmann 
konkretisiert werden. 

Regionalsekretariat: Peter Hartmann hat auf den 1. Januar die zweite 
Amtsperiode als Schulpräsident in Flawil angetreten, und deshalb seine 
langjährige Mitarbeit beim VPOD gekündigt. Ihr habt ihn ja als quirligen 
engagierten Sekretär sicher selber kennengelernt und vielen Behörden-
vertretern lehrte er das Fürchten. Wir haben mit Gerda Göbel-Keller eine 
Nachfolgerin gewählt, die einige bereits schon kennen. Eine gute neue 
Lösung wurde gefunden und so arbeitet beim VPOD nun ein tolles Frau-
en-Power Team auf dem Regionalsekretariat.
Jahresrechnung: Die Finanzen der Region haben wir im Griff. Der 
Jahresabschluss wird positiv ausfallen, dank der Einhaltung des Budgets, 
der guten Zahlungsmoral unserer Mitglieder und dem leichten Mitglie-
derzuwachs.

Migliederentwicklung: Es ist erfreulich, dass die Region  ihren Mitglie-
derbestand im letzten Jahr entgegen dem gesamtschweizerischen Trend 
leicht zu steigern vermochte.

Ausblick: Das gewerkschaftsintern wohl wichtigste Projekt, welches 
der Vorstand jetzt in Angriff nimmt, ist der Versuch eine schlankere und 
noch beweglichere Organisationsstruktur für unsere Region zu finden. 
Wir beabsichtigen die verschiedenen Sektionen unserer Region zu einem 
Zusammenschluss zu einer Sektion oder Region gewinnen zu können. 
Das würde die Struktur vereinfachen und  viele Aktivisten entlasten. Die 
Organisation würde sich vermehrt auf Gruppen abstützen und so flexibler 
werden.

Dank: Zum Schluss möchte ich allen die unsere Organisation in aktiver 
oder passiver Weise mit oder ohne finanzielle Unterstützung in irgend 
einer Form unterstützten, herzlich dafür danken. Denn nur durch all diese 
unterschiedlichen und vielfältigen Beträge gewinnt unser VPOD das Ge-
wicht und die Stärke, die wir gemeinsam repräsentieren. 
Mit solidarischen Grüssen: Thomas Greusing
 

Mit der Einführung der Mutterschafts-
versicherung auf Bundesebene wurde 
der seit 1945 bestehende Verfassungs-
auftrag umgesetzt. Die Neuerungen 
werden am 1. Juli 2005 in Kraft treten. 
Die Kantonsregierungen von St.Gallen, 
Thurgau und Appenzell Ausserroden 
sind daran, ihre geltenden Regelungen 
für Staatsangestellte anzupassen.

In zwei von drei Kantonen wird dem Schutz der schwangeren Frau 
und des ungeborenen Kindes bzw. von Mutter und Kind nach der Ge-
burt schon bisher grosse Bedeutung beigemessen. Diese wollen auch 
in Zukunft zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit 
beitragen und Frauen in der Staatsverwaltung gezielt fördern, indem 
sie an ihren bisherigen weitergehenderen Lösungen festhalten.

Nicht im gleichen Masse möchte der Kanton AR im neuen Personalge-
setz die Familien fördern. Der Vorschlag der Regierung lehnt sich an 
die minimale Lösung des Bundes an. Für die Angestellten des Kantons 
bedeutet dies eine Verschlechterung der bisherigen Praxis.

Gemäss der bundesrechtlichen Regelung erhält eine erwerbstätige 
Frau nach der Niederkunft einen Mutterschaftsurlaub von 14 Wochen 
und eine Entschädigung von 80% des durchschnittlichen Erwerbsein-
kommens vor der Geburt, höchstens Fr. 172.—pro Tag. Der Kanton 
St.Gallen möchte werdenden Müttern im Staats- bzw. im Schuldienst 
unabhängig von der Anstellungsdauer und unabhängig davon, ob sie 
nach der Geburt weiter arbeiten oder nicht, einen bezahlten Urlaub, 
bzw. eine Lohnfortzahlung (nach der Geburt) von 16 Wochen in Höhe 
des AHV-pflichtigen Erwerbseinkommens vor der Geburt (100%) 
ausrichten. Die Regierung hat dem Kantonsrat am 8. März 2005 eine 
Botschaft und Entwürfe zur Genehmigung unterbreitet. Der Kanton 
Thurgau plant eine ähnliche Regelung (2 Wochen Schwangerschafts-
urlaub vor der Geburt und 14 Wochen Mutterschaftsurlaub). Dort läuft 
zur Zeit eine Vernehmlassung. In Appenzell Ausserroden ist bei der 
ersten Lesung des neuen Personalgesetzes die minimale Lösung der 
Mutterschaftsversicherung gutgeheissen worden. Ob es allenfalls eine 
Nachbessserung nach der Volksdiskussion geben wird, ist noch offen.

Aufgrund der bundesgesetzlichen Regelung (Zahlungen aus der 
Erwerbsersatzkasse) führt die Umsetzung kurzfristig zu nahmhaften 
Einsparungen. Längerfristig ist zu erwarten, dass die Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerbeiträge erhöht werden. Die damit verbundenen Mehr-
kosten nehmen die Kantone im Interesse einer aktiven Familienpolitik 
gerne in Kauf.

Die Präsidentenkonferenz der Ver-
bände des st.gallischen Staatsper-
sonals waren eingeladen sich zum 
neuen Beurteilungssytem zu äus-
sern. Der vpod begrüsst die fälligen 
Anpassung und die Vereinfachung 
des Systems. Auf den ersten Blick 
erscheinen die vorgeschlagenen 
Nachfolgeinstrumente, Zielvereinba-
rungen und Massstäbe zur Leistungs- 

und Verhaltensbeurteilung klarer und verständlicher für alle Beteilig-
ten ( z.B. Trennung von normaler Arbeit gemäss Stellenbeschrieb und 
Projektarbeit).Grundvoraussetzung für das Funktionieren des neuen 
Beurteilungssystems sind aus der Sicht des vpod folgende Punkte: in 
allen Bereichen einer Stellenbeschreibung, müssen die vorgesetzten 
Personen intensiv geschult werden. Der Zweck des Beurteilungssy-
tems muss klar und verständlich sein. Es muss eine neue Fehlerkultur 
angewendet werden und eine gegenseitige Vertrauensbasis zwischen 
Vorgesetzten und Mitarbeitenden besteht. 
Für den vpod erfreulich ist die Anerkennung des individuellen Sozial-
verhaltens als Erfolgsfaktor. Die vorgeschlagene formelle Bewertung 
erscheint hier aber wenig sinnvoll und wird immer subjektiv bleiben, 
was auch in der Vorlage nicht bestritten wird. Besteht ein gegenseitiges 
Vertrauensverhältnis zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitenden kann 
mit einer positiven Verhaltensänderung gerechnet werden, wenn nicht 
ist Mobbing nicht auszuschliessen.
In Zukunft sollen Beförderungen erheblich eingeschränkt werden, da 
die erforderliche Bewertung schwerer zu erreichen ist als bisher.
Mit der Verfeinerung des Beurteilungssystems muss den Rechten 
der Mitarbeitenden besondere Beachtung geschenkt werden. Bei der 
Vorgesetztenbeurteilung ist es wichtig, die richtigen Instrumente dafür 
einzusetzen. Der vpod schlägt eine schriftliche oder mündliche Befra-
gung durch wiederum dessen Vorgesetzten vor. 
Bei der Umsetzung des Mitarbeitendengesprächs sollen die Vorge-
setzten im Interesse der Mitarbeitenden von der vorgesetzten Dienst-
stelle begleitet und kontrolliert werden. Im Zusammenhang mit der 
Beurteilung sind die Mitarbeitenden ganz deutlich auf ihre Rechte 
hinzuweisen. 
Im April 2005 beginnt die Schulung der Vorgesetzten. Der vpod hofft, 
dass wie vom ihm gefordert, diese intensiv auf das neue System vorbe-
reitet und geschult werden und die Umsetzung entsprechend begleitet 
und kontrolliert wird. 

Diskussion:
welches Gesundheitssystem 
wollen wir?

Jahresbericht 2004 

Nachruf von Beatrice Filli, 14. Mai 1957
Völlig unerwartet ist unser aktives vpod Mitglied Beatrice Filli am 29. 
März 2005 gestorben. Herausgerissen aus einem aktiven Leben ver-
lieren wir einen Menschen, der vorwärts geschaut und sich für andere 
eingesetzt hat.
Beatrice Filli hat sich als Operationspflegefachfrau stets für die An-
liegen des Gesundheitspersonals eingesetzt. Als Vorstandsmitglied 
der vpod Gruppe Gesundheit war sie in den letzten Jahren überall dort 
anzutreffen, wo eine engagierte Frau gefragt war. Auf ihre Unterstüt-
zung konnte der vpod stets zählen. Immer wieder hat sie auch ihre 
Gewerkschaftskolleginnen in schwierigen Zeiten aufgerichtet und in 
ihrer Arbeit bestärkt. 
Der Familie von Beatrice Filli möchte wir im Namen des vpod ost-
schweiz unser Beileid aussprechen. Wir werden sie vermissen.
Maria Huber, Regionalsekretärin

Prof. David Himmelstein, Harward 
Medical School(Boston USA) in St. 
Gallen
Eindrücklich schilderte David Him-
melstein die Entwicklung des US- 
Gesundheitswesen der letzten 30 
Jahre. Ein System, das von schwei-
zerischen Politikern und Ökonomen 
immer wieder als positives Beispiel 
herangezogen wird. 
Während die Schweizer Bevölke-

rung obligatorisch gegen Krankheit und Unfall versichert ist, haben 
in den USA 16% der Bevölkerung (45 Mio. Menschen) keinen 
Versicherungsschutz. Wer Arbeit hat, wird über den Arbeitgeber 
versichert, wer die Arbeit verliert, verliert auch den Versicherungs-
schutz. Wer die Kündigung während einer Krankheit erhält, verliert 
seinen Schutz. Da jede Firma eine individuelle Versicherung mit 
individueller Deckung abschliesst, gibt es fast so viele verschiedene 
Versicherungspolicen, wie es Firmen gibt. Dieses System bewirkt 
einen extrem hohen Verwaltungsaufwand in Spitälern und Arzt-
praxen. Zum Vergleich: Kanada hat in den siebziger Jahren eine 
Volkskrankenkasse eingeführt. Für die Administration werden in 
einem 900-Betten-Spital in Kanada 3 Personen beschäftigt, in den 
USA in einem vergleichbaren Spital 350 Personen. Vergleichen wir 
die Pro-Kopf-Ausgaben der USA $ 5270 mit denen Kanadas $ 2930, 
stellen wir fest, dass die Ausgaben in den USA fast doppelt so hoch, 
doch die Leistungen viel schlechter sind. Dies lässt sich mit ein paar 
Zahlen anschaulich belegen. Die Lebenserwartung beträgt in den 
USA 77.1 Jahre, in Kanada 79.9. In den USA sterben 9.8 Babys 
auf 100ʻ000 Geburten, in Kanada 3.4. Diese Liste liesse sich noch 
beliebig verlängern. 
Das US Gesundheitswesen ist gewinnorientiert ausgerichtet. Die 
Versicherungen, die Privatspitäler (Profitspitaler), die HMO Arzt-
praxen sind an gesunden, Nichtrisiko-Patienten interessiert. Ihr Ziel 
ist es, mit wenig Leistungen einen grossen Profit herauszuschlagen. 
Gesundheitsaktien sind deshalb attraktiv und gewinnversprechend. 
Der US- Gesundheitsmarkt, an dem nicht wenige schweizerische 
Pharmaunternehmen mitbeteiligt sind, ist deshalb am Europäischen 
besonders am Schweizer Markt sehr interessiert. 
 
Nach Vorschlägen von Bundesrat Couchepain soll die Macht der 
Krankenkassen erhöht werden, zuerst gegenüber den privat prak-
tizierenden Ärztinnen und Ärzten, danach auch gegenüber den 
Spitälern und Kliniken. Ebenso will er die Kantone verpflichten die 
Privatspitäler im gleichen Masse zu finanzieren wie die öffentlichen 
Spitäler. Geschätzte Mehrkosten für die Kantone, 800 Mio. Fran-
ken. Ausserdem sollen die HMOʼs nach amerikanischem Muster 
gefördert werden. 
 
In vielen Kantonen sollen - parallel zu den nationalen Reformen - 
Spitäler aus der Verwaltung gegliedert oder privatisiert werden, um 
sie so für den Wettbewerb fit zu machen. 
Der vpod wehrt sich mit all den ihm zur Verfügung stehenden Mittel 
gegen diese Politik.


